Strallenausbaubeitrag


kobbe
Textfeld
Anlage 3 zur Niederschrift FinA-ö-27-05-19


Aufhebung der
Stralsenausbaubeitragssatzung

Beschluss des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am
18.03.2019:

 Ermittlung der Grundlagen fur die Aufthebung der
StraRenausbaubeitragssatzung

* Insbesondere sollte gepruft werden, ob eine rickwirkende
Aufhebung moglich ist, um StralRenausbaumalRnahmen zu
berlcksichtigen, die noch nicht abgerechnet wurden.



Bei folgenden Strallenbaumalsnahmen ist noch eine Abrechnung zu erfolgen:

Bachstralle



VoRbarg



Bei folgenden Strallenbaumalsnahmen ist noch eine Abrechnung zu erfolgen:

Bachstralle

Der Ausbau der Bachstrale wurde im Sommer 2017 fertig gestellt, die
letzte Unternehmerrechnung erfolgte im September 2017.

Damit lag die sachliche Beitragspflicht zur
m—) Abrechnung vor.

ab 2018 hatte also abgerechnet werden kdnnen.




VoRbarg

Der Ausbau wurde im Januar 2019 bis auf kleinere Restarbeiten fertig
gestellt, die letzte Unternehmerrechnung liegt noch nicht vor.

Damit liegt keine sachliche Beitragspflicht zur
' Abrechnung vor.




Niedersachsisches Kommunalabgabengesetz
(NKAG)
in der Fassung vom 20. April 2017

§2

Rechtsgrundlage fir kommunale Abgaben

(1)1 Knmmiinale Ahoahen diirfen niir auiferiind einer Satziine erhohen werden 2 Die Satziine soll den Kreis der

Entscheidend ist, wann der Zeitpunkt erreicht wird, ab
dem die Gesamtheit der Abgabepflichtigen
ungunstiger (also schlechter) gestellt werden wurde.

darf die Gesamtheit der Abgabepflichtigen nicht ungtinstiger gestellt werden als nach der ersetzten Satzung.

(3) Wird innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten einer neuen Abgabensatzung eine Heranziehung, die aufgrund der
bisherigen Abgabensatzung ergangen und nicht unanfechtbar geworden ist, durch eine Heranziehung aufgrund der neuen
Abgabensatzung ersetzt, so gilt die neue Heranziehung im Sinne der Verjahrungsvorschriften als im Zeitpunkt der friheren

Heranziehung vorgenommen.




Wesentlicher Unterschied beider Strallenausbaumallinahmen
ist die Vorlage der letzten Unternehmerrechnung.

Quellenangabe: prspics / Pigza.de

Fur die Bachstrale liegt diese seit September 2017 vor, fiur Vol3barg liegt noch

keine Schlur]:echnung VOT. l

Kein Vorliegen der sachlichen Beitragspflicht

Vorliegen der sachlichen Beitragspflicht
und damit keine Abrechnung

und damit muss die Abrechnung erfolgen



https://www.piqza.de/rechnung-faellig/

Bachstralde

Ergebnis:

Eine rickwirkende Aufhebung der Satzung bis
zum Zeitpunkt der sachlichen Beitragspflicht
(01.08.2017) ist damit rechtlich unzulassig




Vorschlag:

keine ruckwirkende Aufhebung sondern
Aufthebung der
Stralsenausbaubeitragssatzung zum
01.07.2019




Das bedeutet aber auch, dass
die Strallenausbaubeitrage fur
die Bachstralde nach der
Stralsenausbaubeitragssatzung

vom 27.04.2004 abgerechnet
werden mussen.



§13
Filligkeit

Dhie nach dieser Satzung ethobenen Beitrige und Vorausleistungen werden
Bekanntgabe des Bescheides fallig

|f:i.[lf:ﬂ Monat }:Iﬂ.l:]l der



https://www.piqza.de/fragen1/

§ 13 Beitragsbescheid und Falligkeit

Die Anderung der Satzung sollte riickwirkend
zum 01.09.2017 in Kraft treten.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Falligkeit auf ein Jahr oder jahrlich
gleichmalig gestaffelt jeweils auf die nachsten funf Jahre nach
Bekanntgabe des Bescheides festgesetzt werden, wenn der
Beitragspflichtige dieses formlos innerhalb eines Monats nach Erhalt des
Informationsschreibens beantragt. Die abweichende Falligkeit gilt nicht
far Vorausleistungen.




1. Beschlussvorschlag Vorlage Nr. 2019/098:

Die 1. Anderung der Satzung tUber die Erhebung von Beitragen
nach § 6 NKAG fur straldenbauliche Malinahmen in der
Gemeinde Rastede wird ruckwirkend zum 01.09.2017
beschlossen.

Beschlussvorschlag Vorlage Nr. 2019/076:

Die Satzung Uber die Erhebung von Beitragen nach § 6 NKAG
flr stralBenbauliche MalRhahmen in der Gemeinde Rastede
wird zum 01.07.2019 aufgehoben.
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